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LGBTI+ IN UGANDA 

Am 26. Mai stimmte der ugandische Präsident dem Anti-Homosexualitätsgesetz 2023 zu. Das Gesetz stellt 

gleichgeschlechtliche einvernehmliche Handlungen zwischen Erwachsenen unter Strafe und behält die Todesstrafe in 

Fällen von „schwerer Homosexualität“ bei. Seit der Verabschiedung des Gesetzes wird eine Zunahme von Gewalt und 

anderen Menschenrechtsverletzungen an LGBTI+ in Uganda dokumentiert. Die ugandische Regierung muss das Anti-

Homosexualitätsgesetz 2023 aufheben und alle zur Rechenschaft gezogen werden, die für Angriffe auf die LGBTI-

Gemeinschaft verantwortlich sind. 

Das Anti-Homosexualitätsgesetz von 2023 kriminalisiert einvernehmliche gleichgeschlechtliche Handlungen in 

Uganda und verstößt gegen zahlreiche Menschenrechte von LGBTI+ und denjenigen, die ihre Rechte in Uganda 

verteidigen, darunter die Rechte auf Würde, Gleichheit vor dem Gesetz, gleichen Schutz durch das Gesetz, 

Nichtdiskriminierung sowie Meinungs- und Vereinigungsfreiheit. 

Die Genehmigung des Anti-Homosexualitätsgesetzes 2023 durch den Präsidenten am 26. Mai hatte verheerende 

Auswirkungen auf LGBTI+ in Uganda, die bereits zuvor strafrechtlicher Verfolgung und Diskriminierung ausgesetzt 

waren. Es trägt zur Gewalt und Diskriminierung gegen homosexuelle Menschen bei und verstärkt Stigmatisierung und 

Stereotype im Zusammenhang mit Homosexualität. Das Gesetz hat zudem eine abschreckende Wirkung auf die 

Meinungs- und Vereinigungsfreiheit, da Personen, die sich für LGBTI-Rechte einsetzen, ebenfalls Verfolgung und 

Inhaftierung riskieren. 

Darüber hinaus hat das Gesetz das Klima der Angst innerhalb der LGBTI-Gemeinschaft verschärft, die nun berichtet, 

dass es Aggressionen seitens einiger Mitglieder der Gesellschaft, der Polizeibehörden, der Kommunalverwaltungen 

und der Gerichte gegen Einzelpersonen aufgrund ihrer tatsächlichen oder vermuteten sexuellen Orientierung und 

Geschlechtsidentität begünstigt. Es werden immer mehr Fälle dokumentiert, darunter der von zwei Männern, die am 

18. August 2023 wegen „schwerer Homosexualität“ angeklagt wurden, einer „Straftat“, auf die nach dem neuen 

Gesetz die Todesstrafe steht. 

HINTERGRUNDINFORMATIONEN 

Das Anti-Homosexualitätsgesetz 2023 (Anti-Homosexuality Act – AHA 2023) ist nicht der erste Vorstoß, mit dem die 

ugandische Regierung versucht, Homosexualität zu kriminalisieren. Seit der Aufhebung des ugandischen Anti-

Homosexualitätsgesetzes im Jahr 2014 gab es immer wieder Bestrebungen, Homosexualität zu verbieten, so auch im 

Jahr 2021 mit dem Gesetz über sexuelle Vergehen, das „sexuelle Handlungen zwischen Personen desselben 

Geschlechts“ sowie Analverkehr zwischen Personen jeglichen Geschlechts unter Strafe stellt und eine Haftstrafe von 

bis zu zehn Jahren dafür vorsieht. Das Anti-Homosexualitätsgesetz 2023 ist eines der extremsten Anti-LGBTI-Gesetze 

weltweit, da es die Strafen ausweitet und anscheinend das erste Gesetz überhaupt ist, das alle LGBTI+ zu 

gesetzeswidrigen Personen erklärt. 

Seit der Verabschiedung des Gesetzes im Mai haben Hass, Diskriminierung und Gewalt gegen Personen aufgrund 

ihrer sexuellen Orientierung oder Geschlechtsidentität zugenommen. 

Das Human Rights Awareness and Promotion Forum (HRAPF) mit Sitz in Uganda hat im Juni und Juli 2023 

insgesamt 149 Fälle registriert. Die NGO HRAPF verzeichnete im Juni und Juli 2023 insgesamt 149 Fälle von Gewalt 
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gegen LGBTI+, darunter sexualisierte Übergriffe, Vertreibungen aus Häusern, Dörfern und gemieteten Wohnungen 

sowie angedrohte oder erfolgte Gewalt. Bislang wurden mindestens fünf Personen wegen verschiedener „Straftaten“ 

im Rahmen des Gesetzes angeklagt. Zwei der fünf wurden im August der „schweren Homosexualität“ angeklagt, 

worauf die Todesstrafe steht. 

Das Anti-Homosexualitätsgesetz verstößt gegen die Verpflichtungen Ugandas nach nationalem und internationalem 

Recht, einschließlich Artikel 4 der ugandischen Verfassung, der das Recht auf Gleichheit und Nichtdiskriminierung, 

den Schutz der persönlichen Freiheit, den Schutz vor grausamer oder erniedrigender Behandlung und die 

Privatsphäre schützt. Das Gesetz verstößt außerdem gegen Bestimmungen der Afrikanischen Charta der 

Menschenrechte und der Rechte der Völker (Afrikanische Charta), die Diskriminierung, grausame oder erniedrigende 

Behandlung und willkürliche Festnahmen verbietet. Das Gesetz verstößt auch gegen verschiedene Bestimmungen der 

Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte (AEMR) und des Internationalen Pakts über bürgerliche und politische 

Rechte. Die AEMR schützt das Recht einer jeden Person, sich frei zu äußern, sowie das Recht auf Gleichheit und 

Nichtdiskriminierung. Wie die Afrikanische Charta verbietet auch die AEMR Folter oder grausame, unmenschliche 

oder erniedrigende Behandlung oder Bestrafung, willkürliche Festnahme, Inhaftierung oder Verbannung sowie 

willkürliche Eingriffe in das Privatleben, die Familie, die Wohnung oder die Korrespondenz einer Person. Der 

Internationale Pakt über bürgerliche und politische Rechte enthält in seinen Artikeln 2, 7, 9 und 17 ähnliche 

Bestimmungen. 

SCHREIBEN SIE BITTE  

E-MAILS, LUFTPOSTBRIEFE, TWITTERNACHRICHTEN ODER FAXE MIT FOLGENDEN FORDERUNGEN 

▪ Ich fordere Sie und das ugandische Parlament auf, das homosexuellenfeindliche Gesetz von 2023 unverzüglich 

aufzuheben und Maßnahmen zum Schutz der Menschenrechte aller Menschen zu ergreifen, unabhängig von ihrer 

sexuellen Orientierung oder Geschlechtsidentität. 

▪ Ich fordere Sie außerdem auf, alle Hassvergehen und -verbrechen gegen LGBTI+ und -Organisationen unverzüglich 

und unparteiisch zu untersuchen und strafrechtlich zu verfolgen.  

▪ Darüber hinaus fordere ich die ugandischen Behörden dringend auf, die Verfolgung von Menschen aufgrund ihrer 

tatsächlichen oder vermeintlichen sexuellen Orientierung oder Geschlechtsidentität einzustellen. 

 

ACHTUNG! Bitte prüfen Sie auf der Website der Deutschen Post unter „Aktuelle Informationen und Hinweise“, ob 
die Briefzustellung in das Zielland ungehindert möglich ist. Falls nicht, senden Sie Ihre Appellschreiben bitte auf 
elektronischem Weg. Appelle in Papierform können außerdem an die Botschaft des Ziellandes in Deutschland 
geschickt werden. 

 

APPELLE AN 

PRÄSIDENT 

President Yoweri Museveni 

Parliament Avenue 

Kampala 

UGANDA 

(Anrede: Dear President / Sehr geehrter Herr Präsident) 
E-Mail: info@statehouse.go.ug  
Twitter: @kagutamuseveni 

KOPIEN AN 

BOTSCHAFT DER REPUBLIK UGANDA 
S.E. Herrn Stephen Mubiru 
Axel-Springer-Straße 54 A, 10117 Berlin 
Fax: 030-2404 7557 
E-Mail: office@ugandaembassyberlin.de 

PARLAMENT UGANDA 
E-Mail: cpa@parliament.go.ug  

 

Bitte schreiben Sie Ihre Appelle möglichst sofort. Schreiben Sie in gutem Englisch oder auf Deutsch. Da Urgent 

Actions schnell an Aktualität verlieren können, bitten wir Sie, nach dem 27. November 2023 keine Appelle mehr zu 

verschicken. 

Weitere Informationen zu UA-048/2023 (AFR 59/6752/2023, 12. Mai 2023) 

PLEASE WRITE IMMEDIATELY 

▪ I urge you and the Parliament of Uganda to immediately repeal the 2023 Anti-Homosexuality Act and take steps to protect the 

human rights of all individuals, regardless of their sexual orientation or gender identity.  

▪ I also urge you to promptly and impartially investigate and prosecute all hate-based attacks against LGBTI individuals and 

organizations.  

▪ Furthermore, I urge the Ugandan authorities to stop prosecuting people based on their real or perceived sexual orientation or 

gender identity. 
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